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Die Regelung der Nachfolge im Unternehmen ist eine 
der wichtigsten Aufgaben im Leben des Unterneh-
mers. Hat er einen Nachfolger in der Familie, muss er 
nun die richtigen Weichen stellen. 
 
Die Erbfolge, wie sie im Bürgerlichen Gesetzbuch 
(BGB) geregelt ist, gibt nur Grundmodelle vor, die für 
den Einzelfall vielfach nicht passen. Das Gesetz er-
laubt aber zahlreiche Abwandlungs- und Gestal-
tungsmöglichkeiten, die der Erblasser nutzen muss, 
um das für seine Situation wirklich geeignete Ergebnis 
zu erreichen. 
 
Im Normalfall wird sein Ziel immer sein, das Unter-
nehmen auch in der folgenden Generation steue-
rungsfähig zu halten und von nichtunternehmerischen 
finanziellen Ansprüchen zu entlasten. Bei der Gestal-
tung seiner Vermögensnachfolge muss er daher ord-
nen, wer in welche Funktionen einrücken soll, wer 
versorgt werden muss und wessen Ansprüche mög-
lichst zu reduzieren sind. 
 
Natürlich gilt dieser Grundsatz nicht nur für den al-
ternden Unternehmer, der in Ruhe seine Generatio-
nennachfolge plant, sondern genauso für den jungen 
Unternehmer, der durch Unfall oder Krankheit plötz-
lich aus dem Leben gerissen werden kann. 
 
 
Gesetzliche Erbfolge 
 
Die gesetzliche Erbfolge des BGB teilt die Erben nach 
verschiedenen Ordnungen ein. Erben erster Ordnung 
sind die eigenen Kinder des Erblassers und deren 
Abkömmlinge. Dabei mag manchen überraschen, 
dass auch seine Kinder aus früheren Verbindungen 

gemeinsam mit denen aus einer bestehenden Ehe zur 
Erbengemeinschaft gehören und nicht nur einen Erb-
ersatzanspruch haben. 
Sind keine Erben erster Ordnung mehr vorhanden, 
erben die Eltern oder deren Abkömmlinge. Fehlen 
auch diese, erben die Großeltern und deren Abkömm-
linge als Erben dritter Ordnung. 
 
Der Ehepartner hat nach dem Gesetz eine besondere 
Stellung; er erbt bereits neben den Erben erster Ord-
nung je nach Güterstand. Ist Zugewinngemeinschaft 
vereinbart, erhöht sich die Erbquote des Ehepartners 
jedenfalls auf 1/2. Dieses reduziert seine Erbschafts-
steuer und die Pflichtteilsansprüche anderer Erben. 
Daher bildet die schlichte Gütertrennung meist eine 
unvorteilhafte Lösung; besser sind bedingte Güter-
trennung oder modifizierte Zugewinngemeinschaft in 
besonderer Ausgestaltung für Unternehmer. 
 
 
Erbengemeinschaft 
 
Bei mehreren Erben entsteht zunächst eine Erben-
gemeinschaft, deren naturgemäßes und gesetzliches 
Ziel die Auseinandersetzung und die Befriedigung der 
einzelnen Erben ist. Die gemeinschaftliche Verwal-
tung ist daher schwerfällig und für ein Unternehmen 
denkbar ungeeignet. 
 
 
Minderjährige 
 
Sind Minderjährige Miterben, muss bei Verfügungen, 
die für diese nicht nur vorteilhaft sind, sogar das Vor-
mundschaftsgericht eingeschaltet werden. Der vor-
ausschauende Unternehmer wird also alles daran 
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setzen, keine Erbengemeinschaft mit Minderjährigen 
entstehen zu lassen, oder aber diese durch einen 
eingesetzten Testamentsvollstrecker zu übersteuern. 
 
Bei der individuellen Gestaltung der Erbfolge zielen 
die häufigsten Fälle auf die alleinige Einsetzung der 
Ehefrau, sofern die Kinder noch minderjährig sind. 
Oder aber das Erbe geht bereits unmittelbar auf die 
erwachsenen Kinder über; die Ehefrau wird anderwei-
tig versorgt. Welche Gestaltung auch unter Gesichts-
punkten der Erbschaftssteuer vorteilhaft ist, muss im 
Einzelfall gründlich überprüft werden.  
 
Dem Unternehmer liegt meist sehr am Herzen, den 
Lauf des Vermögens über mehrere Generationen 
hinweg zu kanalisieren. Ein beliebtes Modell ist dazu 
die Vor- und Nacherbschaft: Der Vorerbe ist in seinen 
Verfügungsrechten stark eingeschränkt, auch noch 
bei der so genannten befreiten Vorerbschaft. Ein an-
deres Modell ist die Vollerbschaft mit Schlusserb-
schaft: dabei kann der Vollerbe über das Vermögen 
frei verfügen, so dass es nur in dem dann vorhande-
nen Zustand auf den Schlusserben übergeht. Sofern 
durch den Vollerben neue Erben hinzutreten, etwa 
durch Wiederverheiratung, sind diese zwar von der 
Erbschaft ausgeschlossen, jedoch pflichtteilsberech-
tigt. 
 
 
Pflichtteil 
 
Besondere Aufmerksamkeit muss der Erblasser dem 
Pflichtteilsanspruch widmen. Denn auf den Pflichtteil 
hat jeder Anspruch, der von Gesetz wegen Erbe wäre, 
vom Erblasser aber ausgeschlossen wurde. Eine Ent-
erbung, bei der auch der Pflichtteilsanspruch fortfällt, 
ist nur in ganz außergewöhnlichen Fällen zulässig. 
 
Der Pflichtteilsberechtigte kann seine Geldansprüche 
gegenüber dem Erben in Höhe der Hälfte des gesetz-
lichen Erbteils sofort einfordern. Dieser Anspruch 
kann auch nicht beliebig verringert werden, indem der 
Erblasser sein Vermögen bereits zu Lebzeiten durch 
Zuwendungen schmälert. Stattet er nämlich den Er-
ben bereits mit einer Existenzgrundlage aus (etwa mit 
Anteilen am Unternehmen), muss der Betrag gegen-
über dem Pflichtteilsberechtigten unter Umständen 
ausgeglichen werden. Auch Schenkungen des Erb-
lassers zu Lebzeiten in einem Zeitraum von zehn Jah-
ren vor dem Erbfall berechtigen zu einer abgestuften 
Pflichtteilsergänzung. Die sicherste Lösung besteht 
letztlich in einem Erb- oder Pflichtteilsverzicht des 
Betreffenden, was sich jedoch meist nur durch Erbver-

trag und mit entsprechender Gegenleistung erreichen 
lässt. Dieser Erbvertrag kann dann einseitig nicht 
mehr geändert werden. 
 
 
Vermächtnis und Schenkung 
 
In jedem Fall stellt sich für einen Unternehmer erheb-
licher Gestaltungsbedarf, wenn mehrere gesetzliche 
Erben vorhanden sind. Durch Vermächtnis kann er 
bestimmte Vermögensteile Erben und Nichterben 
zuwenden. Mit Auflagen und Bedingungen kann der 
Erblasser festlegen, dass der Erbe bestimmte Zuwen-
dungen an Dritte vornimmt oder auch bestimmte Qua-
lifikationen erreichen muss, um das Erbe im Unter-
nehmen antreten zu können. In der Regel ist eine 
Teilungsanordnung über die Erbmasse sinnvoll. Dabei 
muss der Verfasser des Testaments klar bestimmen, 
ob Wertdifferenzen zwischen den Vermögensgegens-
tänden unter den Erben noch ausgeglichen werden 
sollen oder nicht. Nach einer anderen Variante kann 
der Erblasser seine gesetzlichen Erben auch nur in 
Höhe ihres Pflichtteils als testamentarische Erben 
einsetzen. Da sie dann keinen Auszahlungsanspruch 
gegenüber dem Erben haben, wird das Unternehmen 
liquiditätsmäßig nicht belastet. Auch mit Schenkungen 
kann der Unternehmer bestimmte Vermögensteile 
zuwenden, sollte jedoch die Anrechnung auf den 
Pflichtteil bestimmen oder vorbehalten. Beim Erbver-
zicht ist zu bedenken, dass dann Pflichtteilsansprüche 
anderer Pflichtteilsberechtigter erhöht sein können. 
Jedenfalls sollte die Bewertung der Vermögensge-
genstände stets realistisch erfolgen, da eine mögliche 
Nachbewertung zu Ausgleichsforderungen gegen den 
Erben führen kann. 
 
Oft empfiehlt sich, das Unternehmen bereits zu Leb-
zeiten des Seniors auf den Nachfolger übergehen zu 
lassen. Bei einer vorweggenommenen Erbfolge findet 
folglich die Übertragung des Vermögens oder eines 
wesentlichen Teil davon durch den künftigen Erblas-
ser statt. Geeignete Übergabeverträge dienen der 
Sicherung des Unternehmens durch einen planvollen 
und nicht abrupten Generationswechsel. Im Idealfall 
treffen die Eltern mit den Kindern eine Gesamtverein-
barung, die Gleichstellungsgelder und Abfindungen 
beinhalten. Werden nämlich gesetzliche Erben gegen 
deren Willen ausgeschlossen, provoziert eine solche 
einseitige Lösung regelmäßig Streit um Pflichtteil und 
Pflichtteilsergänzung. Welche Form der Übergabe im 
Einzelnen geboten ist, richtet sich nach den individuel-
len Verhältnissen. Der Senior hat die Wahl zwischen 
einer Normalschenkung ohne Bedingungen, einer 
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Auflagenschenkung oder einer gemischten Schen-
kung. Will er sich selbst noch Nutzungsrechte am 
Unternehmen vorbehalten, bietet sich ein Nieß-
brauchsrecht an. Es ist nicht übertragbar und nicht 
vererbbar und bietet daher dem Nachfolger wiederum 
Schutz vor Wiederverheiratung des Seniors. 
 
 
Testamentsvollstreckung 
 
Für den Fortbestand des Unternehmens ist eine Tes-
tamentsvollstreckung in vielen Fällen unerlässlich. Die 
Gründe können verschiedenster Art sein: Wahrung 
der Kontinuität der Unternehmenspolitik, Sicherstel-
lung einer funktionsfähigen Unternehmensführung, 
Geschäftsführung bei minderjährigen Erben, Siche-
rung und Bewahrung des Vermögens für spätere Er-
bengenerationen. 
Inhalt, Umfang, Dauer und Ziel der Testamentsvoll-
streckung sind stets abhängig von den persönlichen 
unternehmerischen Zielen, der Familienstruktur, dem 
Alter der Kinder und anderen Bedingungen.  
 
Die Testamentsvollstreckung selbst kann in den ver-
schiedensten Formen erfolgen. In der einfachen (ge-
setzlichen) Testamentsvollstreckung kann der Voll-
strecker z.B. die Anteile einer Kapitalgesellschaft ver-
walten, bei der Vollmachtlösung verwaltet er im Na-
men und in Vollmacht der Erben und haftet nicht 
selbst. Die Erben müssen ihm allerdings, im Zweifel 
aufgrund einer Auflage im Testament, Vollmacht ertei-
len. Bei der Treuhandlösung wird das Unternehmen 
auf den Testamentsvollstrecker übertragen, der es im 
eigenen Namen führt und dafür haftet. Welche der 
zahlreichen, denkbaren Gestaltungsvarianten für die 
Übertragung des Unternehmens auf einen Nachfolger 
richtig ist, kann sich nur nach dem Einzelfall bestim-
men. Drei Prinzipien gelten aber stets: Klar verfügen, 
sauber trennen und rechtzeitig planen. 
 
 
Besteuerung im Erbfall 
 
Bereits in den Jahrzehnten des Aufbaus eines Unter-
nehmens hat sich der Fiskus am Ertrag beteiligt. Bei 
der Übertragung des Betriebes auf einen Nachfolger 
schöpft der Staat nochmals Steuern ab. Verständlich, 
dass der Senior sich bemüht, die Belastung für die 
nachfolgende Generation so gering wie möglich zu 
halten. 
 
 
 

Erbschaftsteuer 
 
Seit der Änderung des Erbschaft- und Schenkungs-
teuergesetzes gelten seit 2009 / 2010 die so genann-
ten Verschonungsregelungen für Betriebsvermögen. 
Das Betriebsvermögen wird zu 85% verschont, wenn 
der Nachfolger es fünf Jahre weiterführt, dabei ein 
Lohnsumme von 80% aufrechterhält und das Unter-
nehmen nicht mehr als 50% Verwaltungsvermögen 
besitzt (z.B. Wertpapiere oder fremd vermietete Im-
mobilien). Der Nachfolger kann sogar eine Verscho-
nung von 100% wählen, wenn er das Unternehmen 
sieben Jahre weiterführt, die Lohnsumme zu 100% 
hält und nicht mehr als 10% Verwaltungsvermögen 
besitzt. In der Praxis wählen die meisten Unterneh-
men die Regelverschonung von 85%. Dabei empfiehlt 
sich in der Regel, den richtigen Unternehmenswert 
durch ein Fachgutachten ermitteln zu lassen, da die 
Formel des Bewertungsgesetzes für Betriebsvermö-
gen derzeit zu sehr unrealistischen Ergebnissen führt. 
 
 
Die Besteuerung mit Erbschaft- und Schenkungssteu-
er erfolgt nach drei Steuerklassen. Ehegatte, einge-
tragene Lebenspartner, Kinder und Stiefkinder (ehe-
lich, nichtehelich, Adoptivkinder), Enkelkinder, Uren-
kel, Eltern und Großeltern bei Erwerb von Todes we-
gen gehören zu der Steuerklasse I, die die niedrigsten 
Progressionssätze enthält (von 7 bis 30%). 
 
Immobilien werden zu ihrem Verkehrswert angesetzt; 
dieser ermittelt sich mit dem mehrfachen Jahreser-
trag, gestaffelt nach Alter des Objekts. Die Berech-
nungsmethode gilt sowohl für private als auch für be-
triebliche Immobilien. Allerdings gehören betriebliche 
Immobilien zum verschonungsfähigen Betriebsvermö-
gen, das selbst genutzte Familienheim ist bis zu einer 
Größe von 200 qm und fortgesetzter Eigennutzung 
von der Besteuerung ausgenommen. 
 
Bei Schenkungen und im Erbfall können von dem 
Vermögen Freibeträge in Abzug gebracht werden: 
innerhalb von 10 Jahren 500.000 EUR für Ehegatten 
zuzüglich eines Versorgungsfreibetrags von 256.000 
EUR und je 400.000 für Kinder und je 200.000 EUR 
für Enkel. Der Senior sollte also prüfen, inwieweit er 
sein Vermögen Ehepartner und Kindern zuwendet, 
um die Freibeträge steuerlich bestmöglich, aber un-
ternehmerisch sinnvoll zu nutzen 
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Ertragsteuer 
 
Vermögensübertragungen können auch zusätzliche 
Ertragsteuer auslösen:  
 
Besteht eine Betriebsaufspaltung und übernimmt ein 
Erbe die Betriebsgesellschaft, aber ein anderer die 
Besitzgesellschaft oder Betriebsimmobilie, ändern 
sich dadurch die bisherigen einheitlichen Eigentums- 
und Herrschaftsverhältnisse. Dadurch wird die Be-
triebsaufspaltung beendet und es kommt zu einer 
ungewollten Betriebsaufgabe. Die Folge ist eine Be-
steuerung der aufzudeckenden stillen Reserven, ohne 
dass Einnahmen zufließen. Dies kann eine existentiel-
le Liquiditätskrise im Unternehmen auslösen. 
 
Wenn der Unternehmenserbe an den Erben des Pri-
vatvermögens einen Ausgleichsbetrag oder eine Ab-
findung anstelle der Beteiligung zahlen muss, kommt 
es zu ertragssteuerlichen Effekten: Der Zahlende 
kann den Betrag als Anschaffungsaufwand geltend 
machen, der Empfänger muss ihn als Ertrag versteu-
ern. Dadurch fließen den Erben im Ergebnis netto 
andere Beträge zu, als der Erblasser sich ohne Be-
rücksichtung des Steuereffektes vorstellen würde. 
 
 
Gestaltungen 
 
Welche Maßnahmen geeignet sind, Erbschaft- und 
Schenkungsteuer weitgehend zu vermeiden, hängt 
naturgemäß vom Einzelfall ab. Grundsätzlich sollte 
der Senior aber langfristig planen, denn nach jeweils 
zehn Jahren kann er wiederum bei Schenkungen zur 
vorweggenommenen Erbfolge die Freibeträge neu 
nutzen. Dabei ist sinnvoll, möglichst früh solche Un-
ternehmensteile zu übertragen, die das größte Wert-
zuwachspotential enthalten. Bei schwankenden Un-
ternehmensergebnissen sollte der Übertragungszeit-
punkt in einer Phase niedrigen Ertrags gewählt wer-
den. Bilanzielle Gestaltungsmöglichkeiten bieten sich 
hier durch Rückstellungen verschiedenster Art, Son-
derabschreibung u. a. Nach Übertragung darf der 
Betrieb aber nicht vor Fristablauf veräußert oder still-
gelegt oder insolvent werden, sonst geht der restliche 
Verschonungsbetrag für das Betriebsvermögen verlo-
ren. Auch übermäßige Entnahmen wirken steuer-
schädlich. Anteile an Gesellschaften sollten möglichst 
in einer Holding gebündelt werden, damit Ausgleichs-
zahlungen an weichende Erben steuerlich absetzbar 
sind. Auch ausländische Beteiligungen und Sachwerte 
sollten in der Regel besser über eine inländische Ge-
sellschaft gehalten werden, um eine Spaltung des 

Erbrechts und doppelte Erbschaftsteuer zu vermei-
den.  
 
Ob Immobilien besser im Betriebs- oder im Privatver-
mögen platziert sind, richtet sich nach der Ausschöp-
fung der Freibeträge und nach eventuellen Abfindun-
gen.  
 
Auch Gestaltungen zum Familienstand können erheb-
liche Auswirkungen haben: Anstelle der endgültigen 
Gütertrennung sollte eine modifizierte Zugewinnge-
meinschaft gewählt werden, weil im Erbfall ein Teil 
des vererbten Vermögens als Zugewinnausgleich 
steuerfrei bleibt. Schließlich muss jeder Erblasser im 
Hinblick auf volle Ausschöpfung aller verfügbaren 
Freibeträge und der Vermeidung aufeinander folgen-
der und damit doppelt besteuerter Erbfolgen seine 
Regelungen treffen. Gütertrennung und Berliner Tes-
tament sind spätestens bei erwachsenen Kindern in 
der Regel ein doppelter Kunstfehler. 
 
Sinnvoll kann auch die Übertragung von Vermögen 
unter Vorbehaltsnießbrauch sein. Dabei wird von dem 
übertragenen Vermögen der Wert des Nießbrauchs-
rechts abgezogen, so dass der Nettowert der Schen-
kung oft bei Null liegt. Fällt das Nießbrauchsrecht spä-
ter durch Tod des Berechtigten weg, kommt es nach 
Ablauf von bestimmten Fristen nicht mehr zu Nachbe-
steuerung. 
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